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Die kantonalen Fürsorgedirektoren tagten

Die Konferenz der kantonalen Fürsorgedirektoren fand am 21. und 22. Mai 1965
in Herisau und Appenzell statt, unter dem Vorsitz von Herrn Nationalrat
Kurzmeyer, Luzern. Als Vertreter der Ständigen Kommission der Schweizerischen
Armenpflegerkonferenz nahmen der Präsident, Herr Dr. Max Kiener, und der
Vizepräsident, E. Muntwiler, teil. Das Groupement romand war durch Herrn Dr.
Robert di Micco, Genf, vertreten. Die Konferenz ließ sich in zwei Referaten über
Probleme des Anstaltswesens orientieren und wählte als neuen Präsidenten Herrn
Ständerat Lampert, Sitten. Das Referat von Herrn Großrat W. Dennler, Verwalter

des Seeland-Heimes in Worben BE, über «Moderne Formen der geschlossenen
Fürsorge unter besonderer Berücksichtigung des Typisierungsgedankens» haben
wir in der Septembernummer wiedergegeben. Herr Dr. Jean-Philippe Monnier
aus Neuchâtel, Mitglied unserer Ständigen Kommission, sprach über «Das
Konkordat über die Anstalten für Kinder und Jugendliche». Wir kommen auf der!
interessanten und gedankenreichen Vortrag nachstehend zurück. Der Vorstand
der Fürsorgedirektorenkonferenz wird die aufgeworfene Frage und neue Idee
eines Konkordates über die Anstalten für Kinder und Jugendliche in Verbindung
mit der Schweizerischen Armenpflegerkonferenz prüfen und der Konferenz zu
gegebener Zeit Vorschläge unterbreiten. Herr Dr. Kiener dankte im Namen der
Ständigen Kommission und des Groupement romand für die Einladung und kam
auf die Revision von Artikel 45 der Bundesverfassung zu sprechen. Im Schöße der
Ständigen Kommission wurde die Frage einer Neuordnung einläßlich diskutiert
und eine Revision im Sinne der Freizügigkeit ohne Einschränkungen verlangt.

Mw.
Das Konkordat über die Anstaltenfür Kinder undJugendliche

Referat von Herrn Dr. Jean-Philippe Monnier, Chef du Service cantonal de
l'assistance, Neuchâtel. Deutsche Zusammenfassung durch Herrn Oscar Born,
Bern, Sekretär der Fürsorgedirektoren-Konferenz.

Herr Fürsprech Monnier hat diesen Titel mit Absicht gewählt, um die Aufmerksamkeit

zu wecken. Doch ist ein solches Konkordat kein Scherz und keine Utopie.
In der Einleitung wird festgestellt, daß die soziale Arbeit zugunsten der Kinder

und der Jugendlichen eine Aufgabe sowohl der privaten als auch der öffentlichen
Fürsorge ist, und daß beide zusammenarbeiten müssen. Um jedoch der Verzettelung

vorzubeugen, ist eine Gesamtplanung nötig, was jedoch nicht Verstaatlichung
oder Monopol bedeutet.

Im zweiten Teil stellt Herr Fürsprecher Monnier drei Grundsätze auf:
1. Grundsatz:

Die Erziehung und die Behandlung der behinderten Kinder und Jugendlichen
stellt ein echtes sozialmedizinisches Problem dar. Die Versorgung dieser Kinder ist
einer Hospitalisierung gleichzustellen. Darum müssen Ausstattung und Personal
der Heime spezialisiert sein.

2. Grundsatz:
Wie in den Spitälern sollen die Ausstattung der Sonderheime für Kinder und

Jugendliche, wie auch die Kosten der Behandlung, nicht allein zu Lasten der
Zöglinge und ihrer Familien gehen.

Es ist Pflicht der Öffentlichkeit, an der Finanzierung dieser Heime beizutragen.
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3. Grundsatz:
Wie beim Erziehungswesen und bei der beruflichen Ausbildung, haben die

Behörden am Wohnort des Kindes einen Teil der Kosten zu tragen, ohne Rücksicht
auf dessen Heimatzugehörigkeit.

Im 3. Teil wird untersucht, wie diese Grundsätze in der Praxis verwirklicht
werden können.
1. Die Politik der jährlichen festen Gesamtsubvention zugunsten der Sonderheime

sollte fallengelassen werden.
2. Dagegen sollte das Heim befugt sein, der versorgenden Behörde die

Nettoselbstkosten pro Tag zu verrechnen.
3. Die versorgende Behörde ihrerseits kann den Betrag der Selbstkosten

zurückverlangen :

erstens und in allen Fällen: von den Eltern des versorgten Kindes, die ein ange-

| messenes Kostgeld zu bezahlen haben;
zweitens und parallel dazu: vom Wohnort des Kindes, der als Beitrag der
Öffentlichkeit den ungedeckten Saldo bis zum Betrag der effektiven Selbstkosten

zu bezahlen hat.

Können die Eltern ihren Teil nicht leisten, so können sie sich wenden: an die
Sozialversicherung, namentlich an die IV in den von ihr anerkannten Fällen, oder
an ihre Krankenversicherung; an private Fonds, wie «Pro Infirmis» oder «Pro
Juventute»; an die zuständige öffentliche Fürsorge, die nach den Bestimmungen
der Armengesetzgebung ihren Teil leistet. In diesem Falle bleiben die Eltern
rückerstattungspflichtig.

Dagegen kann der Beitrag der öffentlichen Hand weder vom Versorgten oder
seiner Familie noch von der Armenfürsorge zurückverlangt werden.

Dieser Beitrag kann geleistet werden aus einem Spezialfonds, der in jedem
Kanton nach seiner eigenen Organisation zu schaffen wäre.

Zum Ausgleich hätten die Kantone keine festen jährlichen Beiträge mehr an die
Sonderheime zu leisten. Ihr Anteil würde sich aus der Anzahl der Pflegetage
berechnen und abhängen von den Selbstkosten einerseits und dem Kostgeld zu
Lasten der Familie anderseits.

I
Blühendes Kleinkreditgeschäft im Kanton Zürich

Die Zahl der gewerbsmäßigen Darlehens- und Kreditvermittler stieg auf 101 (im Vorjahr
noch 99) an. 65 Bewilligungsinhaber befaßten sich mit dem Darlehens- und
Kreditgeschäft, 36 mit der Vermittlung von solchen Gesuchen. Fünf Gesuche um
die Bewilligung der Darlehens- und Kreditvermittlung wurden abgelehnt, da die
gesetzlichen Voraussetzungen hiefür nicht erfüllt waren. Von den in der Schweiz
tätigen Kreditinstituten und Finanzierungsgesellschaften hatten rund die Hälfte
ihren Sitz im Kanton Zürich. Beschwerden gegen die Geschäftsführung von
Darlehens- und Kreditvermittlern gingen 191 ein. 106 gaben zu Ermittlungen
Anlaß, wobei sich 8 Verzeigungen bei den zuständigen Strafbehörden als
notwendig erwiesen. Im Einvernehmen mit den zürcherischen Darlehens- und Kredit-
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